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EG Art.249 Abs.3; GG Art. 34; BGB §839 
LG Bonn EWiR Art. 249 EG 212000, 233 (Sethe) 
Leitsätze der Redaktion: 
1. Für Schäden, die einem Bürger durch die nicht rechtzeitige Umsetzung der 
EG-Einlagensicherungsrichdinie entstanden sind, hat die Bundesrepublik 
Deutschland nach den vom EuGH in der Rechtssache Francovich (ZIP 1991, 
1610, dazu EWiR Art. 189 EWGV 1/92, 49 (Schaub) entwickelten Grundsätzen 
Schadensersatz zu leisten (im Anschluss an LG Bonn ZIP 1999,959, dazu EWiR 
Art.249 EGV 1/99,883 (Sethe). 
2. Die Tatsache, dass dem Geschädigten auf Grund der allgemeinen Geschäfts­
bedingungen der Bank bekannt war oder hätte bekannt sein müssen, dass die 
Bank keinem Einlagensicherungsfonds angehörte, begründet kein Mitverschul­
den, das die Haftung der Bundesrepublik Deutschland mindern oder ausschlie­
ßenwürde. 
LG Bonn, Urt. v. 4. 10.1999 - 1 0 55/99 (nicht rechtskräftig), ZIP 1999,2051 
Kurzkommentar: 
RolfSethe, LL.M. (London), Dr. iur., Wissenschafilicher Assistent an der Universität 
Tübingen 
1. Die Klägerin legte 1993 Termingelder bei der später insolvent gewordenen BVH­
Bank ein, die keinem Einlagensicherungssystem angehörte. Die Klägerin begehrt von 
der Bundesrepublik Schadensersatz, weil diese die EG-Einlagensicherungsrichtlinie 
vom 30. Mai 1994 verspätet umgesetzt habe, weshalb die Einlagen der Klägerin nicht 
geschützt gewesen seien. Die Beklagte erhebt den Einwand des Mitverschuldens, da 
die Klägerin im Kontoeröffnungsantrag und in den AGB über die Nichtzugehörigkeit 
der Bank zu einem Einlagensicherungsfonds informiert worden sei. Nach Ansicht der 
Klägerin haben diese Hinweise nicht den Anforderungen des §23a Abs.1 KWG a.F. 
entsprochen. 
2. Wie schon in zwei früheren Entscheidungen (LG Bonn ZIP 1999, 959, dazu EWiR 
Art. 249 EGV 1199, 883 (SeIhe) und LG Bonn, Urt. v.16. 4.1999 - 1 0 152/98) hat das 
LG Bonn die vom EuGH aufgestellten Voraussetzungen einer Haftung wegen verspä­
teter Richtlinienumsetzung (zur Richtlinie und ihrer Umsetzung Sethe, in: Assmannl 
Schütze, Handbuch des Kapitalanlagerechts, 2. Aufl., 1. Ergänzungslieferung, §30; 
ders., ZBB 1998,305) bejaht. Im vorliegenden Verfahren musste sich das Gericht aus­
fuhrlicher mit dem Einwand des Mitverschuldens auseinandersetzen, weil der Kon­
toeröffnungsantrag und die AGB Hinweise auf die fehlende Zugehörigkeit der Bank 
zur Einlagensicherung enthielten. Das Gericht bejaht zwar die grundsätzliche Mög­
lichkeit eines Mitverschuldens bei StaatshaftungsanspTÜchen, lehnt im konkreten Fall 
den Einwand aber ab. Dabei lässt es offen, ob die Hinweise an die Klägerin den gesetz­
lichen Anforderungen entsprochen haben. Die Klägerin habe darauf vertrauen dür­
fen, dass die Bank eine Zulassung zu Bankgeschäften habe. Die Richtlinie bezwecke 
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gerade, dass alle Banken einer Einlagensicherung angehören. Der Klägerin sei daher 
kein Mitverschulden anzulasten. 
3. Da bei der Insolvenz der BVH-Bank eine Vielzahl von Kunden ihre Einlagen ver­
loren haben, kommt dem Urteil eine größere Bedeutung zu. Es bleibt zu hoffen, dass 
die Beklagte die Frage des Mitverschuldens höchstrichterlich klären lässt. 
4. Dem Urteil kann nur im Ergebnis, nicht aber in der Begründung zugestimmt wer­
den. Das Gericht verkennt, dass die Aufsicht nach dem KWG keinen vollständigen 
Schutz vor einer Bankeninsolvenz bieten und daher keinen Vertrauensschutz begrün­
den kann. Wozu sollte sonst die Einlagensicherungsrichtlinie dienen? Das Gericht 
berücksichtigt weiterhin nicht, dass in Deutschland schon vor der Umsetzung der 
Richtlinie ein System der Instituts- und Einlagensicherung bestand, dem nahezu 
100% der Banken angehörten und das in der Vergangenheit stets alle Ansprüche der 
Einleger bei Insolvenz einer angeschlossenen Bank beglichen hat. Wenn der Kunde 
eine der wenigen Banken wählte, die diesen umfassenden Schutz nicht genossen, 
kann dies durchaus haftungsmindernde Bedeutung haben. Legte ein Kunde bei einer 
solchen Bank auch nach Ablauf der Umsetzungsfrist der Richtlinie (1. Juli 1995) Geld 
an, nahm er einen Ausfall bei der Insolvenz der Bank bewusst in Kauf. Denkt man 
den Ansatz des Gerichts zu Ende, ergibt sich ein kurioses Ergebnis: Ein Anleger 
konnte sich bewusst fur eine weniger solide Bank entscheiden, die ihm wegen des 
erhöhten Risikos hohe Zinsen versprach, und darauf vertrauen, dass im Ernstfall der 
Staat den Ausfall deckt. Die Staatshaftung würde gleichsam zur Versicherung von 
Spekulationen, was ihrem Schutzbereich nicht entspricht. Für alle nach dem L Juli 
1995 eingezahlten oder trotz Kündigungsmöglichkeit stehen gelassenen Gelder ist 
daher der Einwand des Mitverschuldens berechtigt, wenn der Anleger über die Nicht­
zugehörigkeit der Bank zur Einlagensicherung in der Form des § 23a Abs.l KWG a. F. 
aufgeklärt wurde (Everling, ZHR 162 (1998), 414, 425; Sethe, ZBB 1998, 305, 308 
Fußn. 34; tiers., aaO, §30 Rz. 57; a.A. Dreher, ZIP 1998,1777,1778 Fußn.15). Auch 
der vom Gericht betonte Schutzzweck der Richtlinie rechtfertigt kein anderes Ergeb­
nis. Ziel der Richtlinie ist es, in Europa einen einheitlichen Standard der Einlagen­
sicherung zu schaffen und sicherzustellen, dass alle Banken einem solchen System 
angehören. Da die Richtlinie bei der Umsetzung gerade die Integration der vorhande­
nen nationalen Schutzsysteme in das neue Recht erlaubt, gibt sie damit zu erkennen, 
dass das frühere deutsche System im Grundsatz zur Richtlinienumsetzung geeignet 
war. Entgegen der Ansicht des LG Bonn hätte der Kunde also den Schadenseintritt 
vermeiden können, da eine der Richtlinie vergleichbare Einlagensicherung existierte. 
Gestützt wird dieses Ergebnis durch Art. 9 Abs.l der Richtlinie, wonach potenzielle 
Kunden über die Höhe der Sicherung zu informieren sind. Die Richtlinie betont also 
die Eigenverantwortung der Kunden, was das Gericht übersieht. Im vorliegenden Fall 
kommt es deshalb aufdie Kenntnis der Klägerin von der Nichtzugehörigkeit der Bank 
zu einem Einlagensicherungsfonds an. Diese fehlte ihr, da sie bei Kontoeröffuung 
keine § 23a Abs.l Satz 2 KWG a. F. entsprechende Warnung erhalten hat. Der in den 
AGB versteckte und daher als Warnung untaugliche Hinweis genügte nicht. 
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